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Die Stettiner Sparkaſſe. 

Das Kuratorium der Stettiner Sparkaſſe hat, ſoviel 
wan aus den vorliegenden Thatſachen ſchließen kann, die Er⸗ 
niedrigung des Zinsſatzes von 3½ pCt. auf 2½ PCt. für 

inlagen dadurch zu begründen verſucht, daß eine Zahl von 
ppotheken gekündigt werden müßte, daß demnach die Ein⸗ 


nahme aus den Hypotheken ſinken, und da die andern An⸗ 
lagen der Gelder weniger gewinnbringend ſeien, auch die 


ammteinnahme der Sparkaſſe ſich vermindern würde. 
Er man alſo die bisherigen Ueberſchüſſe der Sparkaſſe 
erhalten, ſo müſſe um den Zinsſatz für Einlagen von 3¼ 
auf 2½ pCt. herunterſetzen. 
Dieſe Schlußfolgerung hat auf den oberflächlichen An⸗ 
blick etwas Verlockendes; aber fie erweiſt ſich bei näherer 
eſichtigung als gänzlich irrig. Von den 1,299,530 Thlr. 
inlagen der Sparkaſſe waren Ende 1865 nur 140,080 


Thlr. Einlagen unter 50 Thlr., nur 449,130 Thlr. unter 


100 Thlr., dagegen betrugen für 850,500 Thlr. über 100 
Thlr. Nun wird jeder Sachverſtändige einräumen, daß jeder 
Geſchäftsmann Summen von mehr als 100 Thlr. viel loh⸗ 
nender anlegen könne, als zu 27 pCt. gegen Zmonatliche 
oder ſelbſt Fmonatliche Kündigung. Die Einlagen bei der 
Sparkaſſe würden alſo unzweifelhaft auf 449,130 Thlr. d. h. 
auf ein Drittel des jetzigen Betrages herabſinken, und wür⸗ 
den alſo auch nur ein Drittel ſoviel Einnahme gewähren, 
als die jetzige Summe der Einlagen. 

Daß dies richtig iſt, beweiſt ſchlagend der Zuſtand der 
parkaſſe zu jener Zeit, als die Sparkaſſe nur 275 pCt. 
aus den Jahren 1839 bis 1846. 
Uns liegen aus jener Zeit die Zahlen der Jahre 1843 und 
1846 vor, nach dieſen betrugen die Einlagen: 1843 Einlagen 
5811, Summa 306,448 Thlr. 3 Sgr. 2 Pf., Mittel 32, 
Thu 1846 rg 9329, Summa 314,359 Thlr. 9 Sgr. 

ER Mittel 33,39 hlr. en e 
8 Einlagen waren mithin in jener Zeit durchgebends 
nur klein, unter 50 Thlr., die Summe war unbedeutend, 
nur 300,000 Thlr. und gar nicht in Vergleich zu ſtellen mit 
den jetzigen Einlagen von 1,300,000 Thlr., der Gewinn der 
Spartafte betrug in jenen Jahren trotz der niedrigen Zinſen 
ke Sparkaſſe 1843 nur 4,320 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf., und 
1865 nur 5,059 Thlr. 28 Sgr. 2 Pf., während im Jahre 
899 der Gewinn der Sparkaſſe bekanntlich 24,367 Thlr. 

Sgr. 4 Pf., d. h. das 4⸗ bis Hfache des 
Dies ſind T 


hatſachen, 


Je rma hi 5 
riums der Sparkaſſe gänzlich verfehlt ſind. Eine Herab⸗ 
etzung des Zinsfußes für Einlagen von 37, Prozent auf 
2% Prozent wäre ein Todesſtoß für die Sparkaſſe, wäre 
einer Beraubung der Stadt⸗Einkünfte gleich zu ſetzen und 
würde die Einkünfte der Stadt um ca. 15,000 Thlr. ver⸗ 
gern. Wir hegen das Vertrauen zu unſerer Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung, daß ſie einem ſolchen Vorſchlage 
nimmer die Zuſtimmung geben werde. 
Wie geſagt, die Zuſtände der Sparkaſſe werden durch 


N ſolche Vorſchläge, denen jedes Verſtändniß der vorliegenden 


rage zu fehlen ſcheint, nicht gebeſſert. Auch die Kriſis des 
vorigen Jahres wäre durch ſolche Vorſchläge nicht beſeitigt. 
Um eine ſolche Kriſis ohne Verluſt zu überwinden, dazu ge- 
en nicht papierne Statuten, ſondern Männer im Kura⸗ 
lorium, welche ein Verſtändniß der Fragen beſitzen und nach 
dieſem Verſtändniſſe zu handeln verſtehen. Die vorjährige 
riſis verdanken wir, wir wiederholen dies nochmals, nicht 
Mängeln des Statutes, ſondern allein den Fehlern, welche 
das Kuratorium der Sparkaſſe begangen hat. 


Dentfchland. 
Berlin, 19. März. Im Kronprinzlichen Palais fand ge⸗ 


| Diner ſtatt, an dem auch die Meininger Gäfte theilnah⸗ 
ku 12 — Mai beabſichtigen der Kronprinz und die Frau 
Kronprinzeſſin nach Coburg zu reiſen und an der Feier der Silber⸗ 


hochzeit des Herzoglichen Paares theilzunehmen. 
Be Der Großherzog und die Großherzogin von Baden, ſowie 


der Erbprinz und die Erbprinzeſſin von Hohenzollern⸗Sigmaringen 


treffen heute Abend hier ein und werden im Königlichen Schloſſe 
Wohnung nehmen. f 

— Durch die Zeitungen geht in den letzten Tagen die Nach⸗ 
dicht, daß die Aus ſicht wäre, daß die Berathungen des Reichstags 
über den Verfaſſungsentwurf noch vor Oſtern ihr Ende erreichen 
würden. In Abgeordnetenkreiſen findet dieſe Anſicht wenig Glau- 
den. Nimmt man an, daß der Reichstag, um den Fraktionen zu 
den Berathungen Zeit zu laſſen, wöchentlich nur vier Plenarſitzun⸗ 


gen hält und durchſchnittlich in jeder Sitzung drei Artikel erledigt, 


ſo würden zur Berathung der 71 Paragraphen allein 24 Sitzungs⸗ 
tage, oder zur Erledigung der Spezlaldiskuſſton ſechs Wochen er⸗ 
forderlich fein. In dieſe ſechs Wochen bineln fällt nun aber das 
Oſterfeſt und da es bisher üblich war, für die größeren Feſte eine 
erienpaufe von ca. vierzehn Tagen eintreten zu laſſen, jo dürfte 
der Reichstag auch von dieſem Uſus nicht Abſtand nehmen. Rechnet 
man nun ferner, daß einem jeden Abſchnitt, mindeſtens aber einer 
leden Gruppe von Abſchnitten, eine Generaldtskuſſion wieder vor⸗ 
angeht, welche mindeſtens einen, größtentpeils aber wohl zwei 
Sipungstage in Anſpruch nimmt, jo würde das bel einer Anzahl 
von ſieben Gruppen ca. zwölf Sitzungstage oder drei Wochen er- 
fordern. Rechnet man nun endlich hinzu, daß nach Schluß der 


Spezlaldiskuſſion die Beſchlüſſe zuſammengeſtellt und durch den 


damaligen Ge⸗ 


icklungen und Beweiſe. a 
eraus, daß die Vorſchläge des Kura- | 


jemals daran gedacht hätte, den Holländern 


eitiner Zeitung. 


Abendblatt. Dienſtag, den 19. März. 


Druck veröffentlicht werden müſſen, ſowle, daß die gedruckten Be⸗ 
ſchlüſſe drei Tage in den Händen der Mitglieder ſein müſſen, be⸗ 
vor darüber endgültig beſchloſſen werden kann, jo wird es einleuch⸗ 
ten, wenn man in wohlunterrichteten Kreiſen annimmt, daß der 
früheſte Termin für den Schluß der Berathungen des Verfaſſungs⸗ 
entwurfs und den Schluß der Reichstagsſeſſton auf die Mite Mai, 
möglicherweiſe auch auf Ende Mai angenommen wird. 

Berlin, 18. März. (Norddeutſcher Reichstag.) 14. Sitzung. 
(Schluß.) Abg. v. Sänger: Nach den Ausführungen des Hrn. Abg. 
Kantak könnte es ſcheinen, als wenn es ſich bei der Provinz um ein polni⸗ 
ſches Land handele. Dagegen proteſtire ich, als gegen eine ganz unrichtige 
Thatſache. Die Bevölkerung iſt ſchon jetzt zur Hälfte deutſch und zieht man 
noch andere Faktoren in Betracht, ſo kann es mit noch größerem Rechte ein 
deutſches Land genannt werden. Alles, was hier geſprochen wird, tönt weit 
über dieſen Saal hinaus, und das nur iſt der Grund, weshalb der Proteſt 
erhoben wird. Glauben Sie mir, würde die Provinz wirklich von Preu⸗ 
ßen getrennt, die jetzt Proteſtirenden würden die erſten Petenten ſein de 
Aufnahme der Provinz in den norddeutſchen Bund. Bei der Theilung Po⸗ 
lens handelte es ſich nicht darum einen wirklich lebensfähigen Staat mit 
Gewalt zu zerſtören. Polen war ein in Verweſung begriffener Körper. 
Sobald Polen der Vaſall Rußlands würde, war Preußens Exiſtenz in Ge⸗ 
fahr. — Avg. Dr. v. Nigolewski. Die Völker find nicht beſtimmt gegen 
einander, ſondern für einander zu wirken. Gerade die Polen ſind die Vor⸗ 
mauer der Civiliſation geweſen. Die Freiheit von Fremden geboten iſt 
kein Erſatz für die Selbſtſtändigkeit. Der Kulturzuſtand Polens kann nach 
feinem guten Schulweſen beurtheilt werden. Ich provozive auf die Akten 
im Miniſterium, daß gerade in Poſen am willigſten die Emanzipation der 
Bauern ertragen worden iſt. Unſer Proteſt iſt klar und einfach und ſteht 
auf dem Prinzip der Nationalität. Er ſtützt ſich aber auch auf die verbrief⸗ 
ten Rechte des Wiener Kougreſſes. 

Abg. Frhr. von Unruhe ⸗Bomſt (für den Artikel): Ich erkenne 
die Gefühle der Herren Proteſtirenden an und ehre dieſelben. Ich halte 
die Herren nicht für berechtigt, im Namen der ganzen Provinz zu ſprechen. 
Der weſtliche Theil der Provinz iſt deutſch, und ſelbſt die Hauptſtadt „iſt 
erſchreckend deutſch geworden.“ Das deutſche Element drängt nach Oſten 
und Sie haben in dieſem Kampfe das Terrain verloren. 


orddeut⸗ 
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Abg. Carlowitz an, nur möchte ich 
ſten erbberechtigter Linien verzichten können. (Ruf: Aha!) 


Es iſt keineswegs richtig, daß, wie der Herr 
wir alle dazu gewählt ſind, um den norddeut⸗ 
ſchen Bund auf der Baſis des Verfaſſungs⸗Entwurfs zu begründen. Ich 
babe vielmehr meinen Wählern gejagt, daß ich gegen dieſen Entwurf ſtim⸗ 
men werde, und bin eben deshalb von ihnen gewählt. Dieſe Verſammlung 
hat ja nur den Charakter einer berathenden. Rechts benandig iſt für mich im⸗ 
mer noch und einzig und allein die Reichsverfaſſung von 1849. Der vor⸗ 
liegende Entwurf, über den ſich eine Anzahl von Regierungen verſtändigt 
hat, läßt es zweifelhaft, ob feine Urheber an die Dauer ihres Werkes glau⸗ 
beu. Von Luxemburg und Limburg iſt in ihm gar nicht die Rede, dieſe 
Gebiete find verloren, wie das Elſaß. Vor einiger Zeit konnte der Graf 
Bismarck über ſeine guten Beziehungen zu Frankreich noch beruhigende Aus⸗ 
kunft geben: Ob er dazu noch jetzt im Stande iſt, iſt zweifelhaft. Schles⸗ 
wig geht zum Theil verloren, Holland hört auf, ein Glied von Deulſchlaud 
zu ſein und der Rheinprovinz widerfährt damit, ein Unrecht, das fie nicht 
verdient hat (Unruhe). Das bloße Beſatzungsrecht in Luxemburg würde 
nichts nützen; Oeſterreich hatte auch in Ferran ein ſolches Recht, aber was 
kam dabei heraus? — Präfivent der Bundes⸗Kommiſſarien Graf v. Bis⸗ 
marck: Ich freue mich, daß der Herr Vorredner mir Gelegenheit giebt, von 
dieſer Stelle den abſurden 5 unſerer Beziehungen zu Holland, 
die in einem Theile der Preſſe ſich breit gemacht haben, entgegenzutreten. Ich 
weiß nicht, wer ein Intereſſe dabei gehabt hat, die Anſicht zu verbreiten, 


als ob Holland oder ein Theil des holländiſchen Gebietes von Preußen, 


von Deutschland her bedroht würde, als ob irgend ein preußiſcher Staatsmann 
f 8 8 Ah oe zu beneiden oder 
Vielleicht hat die darüber entſtandene Befürchtung das 


zu beeinträchtigen. 
rländiſche Regierung erfreuliche Reſultat gehabt, bei der Ab⸗ 


für die K. nie 


ausgeſprochen worden, in dieſer Beziehung nicht behelli 


bungen nicht zu den fremden, es 


Preis in Stettin vierteljäbreich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgi 
monatlich 12¼ Sgr.; 
für Preußen viertelf. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1867. 


ſtimmung über das dortige Militairbudget bie Abgeordneten geneigter zu 
machen. (Heiterkeit.) Aber dieſer Rückſicht kann ich doch nicht allein den 
Urfprung dieſer Gerüchte zuſchreiben, als ob wir Holland bedroht hätten, 
Gerüchte, die jo vollſtändig aus der Luft gegriffen find, daß mit keinem 
Buchſtaben jemals der mindeſte Anlaß gegeben iſt, der einer ſolchen Erfin⸗ 
dung auch nur die Haaresbreite Raum darböte, auf der eine Lüge Fuß 
faſſen konnte. 

Wir haben mit Holland — mit den Niederlanden, will ich mich 
richtiger ausdrücken — bei Gelegenheit des Ausbruchs des Krieges über 
Luxemburg eine kurze Auseinanderſetzung gehabt. Die Großherzoglich 
luxemburgiſche Regierung folgte nicht unſerem Beispiel, ſich vom dama⸗ 
ligen deutſchen Bunde zu trennen, nachdem die Kriegserklärung vom 14/16. 
Juni erfolgt war; ſie blieb in der Verſammlung, fte aſſociirte ſich alſo ge⸗ 
wiſſermaßen der Kooporation, die mit uns im Kriege war, ſie fuhr fort, 
dazu zu gehören. Ich habe über dieſen Punkt eine Auseinanderſetzung 
mit dem Königl. niederländiſchen Herrn Geſandten gehabt, der, obſchon er 
kein direktes, ſtrenges Mandat dazu hatte, doch ex mandato praesumpto 
die luxemburgiſche Regierung hier mit vertrat. Wir waren dabei einig, 
daß, juriſtiſch genommen, wir uns im Kriege mit Luxemburg befänden, 
daß wir aber beiderſeitig kein Intereſſe hätten, dieſen Krieg zu führen, und 
wir glaubten uns Beide auf's Wort, daß wir nicht auf einander ſchießen 
würden. (Heiterkeit) Daß feld damals in dieſen Vorgängen der Linie 
irgend eine Befürchtung für har land, eine Bedrohung der Niederlande ge⸗ 
legen haben konnte, kann i nicht annehmen, das ſind vorübergegangene 
Dinge. Bekannt iſt, daß die Königlich niederländiſche Regierung wünſcht, 
das Band, welches einen Theil ihres umittelbaren Gebietes, einen Theil 
der Provinz Limburg ſeit einer Reihe von Jahren mit umfaßt, gelöſt zu 
ſehen; ſie hatte darüber ſchon in Frankfurt beſtimmte Anträge — 2 
Wir haben die Ueberzeugung, daß, wenn wir mit Entſchiedenheit darauf 
beſtanden hätten, die Niederlande ſollten für Limburg beitreten, wir da⸗ 
durch den Niederlanden einen Anlaß zur Beſorgniß gegeben haben würden, 
indem es dann ja eben wiederum darauf ankäme, die Zerreißung einer 
ſtaatlichen Einheit herbeizuführen, die die polniſchen Herren Abgeordneten 
der preußiſchen Monarchie anthun wollten, bei dem tiefer einſchneidenden 
Syſtem des jetzigen Bundes. Wir haben dieſe Zumuthung nicht geſtellt, 
ebenſowenig iſt uns in Bezug auf Luxemburg jemals ein Wunſch des dor⸗ 
tigen Sonveräng, der dortigen Regierung, der dortigen Einwohnerſchaft 
ausgeſprochen worden, für dieſes Großherzogthum dem norddeutſchen Bunde 
anzugehören Man könnte im ganz ſtrengen Wortsſinne annehmen, daß 
nach der Analogie der Friedensſchläſſe, die wir mit Meiningen, mit Reuß 
gemacht haben, ſchließlich vielleicht ſogar ein Friedensſchluß mit Luxemburg 
nöthig wäre. Aber dieſe indirekte Kriegserklärung, die im Verweilen 
Luxemburgs im Bunde lag, hat gar keine Folgen gehabt, weder einen 
Kampf noch einen Friedensſchluß. Unſererſeits iſt auf die Zugehörigkeit 
Luxemburgs und Limburgs zu Deutſchland weder verzichtet worden, noch iſt 
fie als ein Rechtsgrundſatz ausgeſprochen worden. Wir können den Son⸗ 
veränen, die dem Bunde nicht beitreten wollen, keine Gewalt und keinen 
Zwang anthun. Wenn einer der übrigen Sour „mit denen wir uns 
jetzt im Bunde befinden, rg nachhaltig und entschieden geweigert hätte, 
dem norddeutſchen Bunde beizutreten, ich glaube doch, die geographiſche 
Situation eines ſolchen Staates müßte ſehr zwingend ihrer Natu 
uns gewirkt haben, wenn wir hätten einen Druck auf ſolche 
ausüben ſollen in einer Lage der europäiſchen Verhältniſſe, wo u 
wie die anderen Großmächte das Jutereſſe haben den Zunder, 8 d 


ſtecken 


ſt uns niemal 


Ich kann deshalb nur fonflatiren : ven Seiten gurembr a 
die Abſicht und der Wunſch N worden, norddeutſchen 
Bunde beizutreten, von Seiten Limburgs iſt uns entſchieden der Wunſch 


„ i gt zu werden. 
Abg. v. Hennig (für Art. 1): Zunächſt muß ich der Ausführung 

des Herrn Abg. von Hammerſtein entgegentreten, als ob der Kronprinz 
von Hannover erbberechtigt wäre auf das Herzogthum Braunſchweig. Selbſt 
wenn die Erbberechtigung Hannovers zu Recht beſtanden hätte — was bes 
kanntlich auch beſtritten iſt, — ſo iſt es eben ſo richtig, daß die Erbbe⸗ 
rechtigung nicht an der Perſon des Fürſten, ſondern am Staate haftet. 
Wenn die Frage aber zweifelhaft iſt, ſo muß die Entſcheidung wohl der 
braunſchweigiſchen Ständeverſammlung überlaſſen bleiben. Ich din nun 
von den drei braunſchweigiſchen Vertretern ausdrücklich beauftragt, zu er⸗ 
klären, daß in Braunſchweig kein Schritt darauf ſchließen läßt, daß man 
irgendwie die Erbfolge des Kronprinzen von Hannover wünſche, fondern 
daß das Land im Gegentheil einen energiſchen Widerſoruch dagegen erhe⸗ 

ben würde. Die Ritter und Städter in Polen waren keine Freiheitshelden 
ſondern Junker und Pfahlbürger; fie ſtrebten nicht nach Freiheit, ſondern 
nach den Fleiſchtöpfen des Adels und der Patrizier, und es kam ihnen 

nicht darauf an, zu dieſem Behufe das Recht zu unterdrücken. Derartige 
Beſtrebungen ſind nicht zu vergleichen mit den Beſtrebungen der Fort⸗ 
ſchrittspartei, die doch wohl das Verdienſt hat, die nationale Bewegung in 
Fluß gebracht zu haben, und welche verſuchte, auf friedlichem Wege das zu 
erreichen, was die Regierung jetzt auf anderem Wege gethan hat. Nicht 
minder glücklich iſt der Herr Miniſterpräſident mit der Warnung geweſen, 
die er uns aus der Geſchichte Polens entgegengehalten hat, indem er ſagte 

„die Geſchichte Polens beweiſe deutlich, wie gefährlich die 2 der 
Freiheit für die ſtaatliche Exiſtenz werden kann.“ Wo in aller Welt war 
denn in Polen die Freiheit? Dort gab es Privilegien und ketne Freiheit, 
und ich möchte den Begriff von Freiheit, den der polniſche Adel hatte, ent⸗ 
ſchieden von uns — 

Präſident der Bundeskommiſſarien, Graf von Bismarck⸗Schöu⸗ 
haufen: Ich bemerke nur, daß die Polen ſelbſt in dem polniſchen Staate 
doch die Unabhängigkeit des Einzelnen als das wahre Kriterium ihre Frei- 
heit anſahen. J erinnere mich einen polniſchen Wappeuſpruch geleſen zu 
haben, der, wenn ich richtig citire, ungefähr ſo lautete: „penes Regem 
majestas — das äußerliche Anſehen ließen fie ihm — penes senatum 
auctoritas, penes nationem libertas“. Das war das Einzige, was ſie 
für die Nation in Anſpruch nahmen, aber fie erſchlugen mit dieſer Freiheit 
eben die ſtaatliche Exiſtenz. Wenn der Herr Vorredner der heuligen Fort⸗ 
ſchrittspartei in Preußen das Lob ertheilt, daß ſie ſich niemals mit fremden 
Beſtrebungen eingelaſſen habe, ſo rechnet er offenbar die polniſchen Beſtre· 
nd einheimiſche. Ich erinnere mich we- 
Jahren in einem ſehr bitteren und an⸗ 
ſtrengenden Kampfe der verbündeten und Fortſchrittspartei auf einem andern 
Boden gegenüber geſtanden habe. (Sehr richtig! Bravo rechts!) Der An⸗ 
trag ei Schluß wird wiederum eingebracht. — Abg. Fries fragt den Pa- 
fiventen, da er mit der preußiſchen Geſchaftsordnung noch nicht genügend 
betraut ſei, ob mit angenommenem Schluß auch die Debatte über das Amen⸗ 
dement Carlowitz geſchloſſen ſei. — Der Präſident bejaht dies. — Der 
Schluß wird abgelehnt. — Abg. Ahlmann (Däne, gegen Art. 1): Red⸗ 
ner iſt auf der Journaliſtentribüne bei der im Halle herrſchenden Unruhe 
jede ſchwer verſtändlich. Das nordſchleswigſche Volk, führt er aus, hat unter 
Dänemark zufrieden und glücklich gelebt und wunſcht dringend eine Wieder 

; Abg. v. Carlowitz (für Art. 1) befürwortet ſein Amen- 


nigftens, daß ich ſ. Z. vor etwa 


vereinigung. — 


dement, welches die Integrität der deutſchen Länder auch nach außen hin 
dokumentixen ſolle. m 


Seine Ausführungen find jedoch in ihrem Zuſammen⸗ 
hange auf der Journaliſtentribüne nicht verſtändlich. Luxemburg, führte er 
weiter aus, dürfe unter keinen Bedingungen Peg er werben, da es eine 
der ſtärkſten Vormauern Deutſchlands gegen den Weſten ſei, und ſein An⸗ 
ſchluß an den Bund von großer Tragweite für die Sicherheit Deutſchlands 
ſei. Er müſſe deshalb ſein innigſtes Bedauern darüber ausſprechen, daß 
man allem Anſcheine nach dieſe deutſche Provinz verloren gehen laſſen wolle. 
Es ſei allerdings einer der größten Fehler des alten deutſchen Bundesſtaates 
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die Zulaſſung der nichtdeutſchen Fürſten zum Bundestage geweſen; es werde 
ch aber wohl in irgend einer andern Weiſe eine, wenn auch zunächſt lockere 
Verbindung dieſes deutſchen Landestheiles herſtellen laſſen. — Präſident der 
Bundeskommiſſarien Graf Bismarck: Der Herr Vorredner hat unge⸗ 
achtet meiner mündlichen Verſicherung über die Beziehungen Preußens zu 
Süddeutſchland das Schreckbild aufgeſtellt eines 88 l de den 
ſüddeutſchen Staaten und dem Auslande gegen Preußen. Ich wi deshalb 
zu dem, was ich bereits angedeutet, noch hinzufügen, daß dieſe Beziehungen 
zwiſchen Nord- und Süddeüͤtſchland im Friedens el: bereits vertragsmäßig 
ürgt find. (Beifall.) — Der Herr Vorredner hat eine eigenthümliche 
a verrathen, kitzliche und ſchwierige Fragen zu berühren. Er hat es 
— nicht für vortheilhaft gehalten, daß außerdeutſche Souveräne am Bunde 
heiligt find, und trotzdem vorgeſchlagen, den Großherzog von Luxemburg 
zuzuziehen (Allſeitiger Ruf: Nein! Nein!) oder gar, ihm das Großherzog⸗ 
ihum abzunehmen. (Widerſpruch.) Redner hat ferner den Vorwurf gegen 
mich erhoben, daß ich die Siege nicht genug ausgebeutet hätte; ich bedauere, 
daß mir ſein Rath damals nicht zur Seite geſtanden hat; es wäre vielleicht 
eſchehen. Die Luxemburger Frage kann der Vorredner übrigens noch auf 
Fine Hand löſen, und wenn er den Großherzog bewegt, beizutreten, fo hat 
ens den Ruhm, eine europäiſche Frage geſchaffen zu haben; ob 
eiteres, muß ich dahin geſtellt ſein laſſen. i 
ö Der Schluß der Debatte wird nunmehr angenommen; es folgen per⸗ 
ſöuliche Bemerkungen. : 6 
Abg. Kantak: Der Herr Miniſterpräſident hat eine Behauptung, 
die ich in einer früheren Debatte gethan, daß ſich die katholiſche Geiſtlich · 
keit in der Provinz Poſen von der Wahlbewegung fern gehalten habe, zu 
entkräften verſucht. (Der Praſident unterbricht den Redner mit der Er⸗ 
klärung, daß die Widerlegung eines Redners keine perſönliche Bemerkung 
ei.) 2.2 den Abg. v. Unruhe⸗Bomſt bemerke ich perſönlich, daß die 
Wiederberſelung Polens bei mir kein Traum, ſondern ein Glaube iſt. — 
„ v. Donimirski: Der Umſtand, den Abg. v. Hennig gerügt hat, 
— einige deutſche Wähler in meinem Wahlkreiſe ſich durch den Nationali 
tätsbaß nicht ſo weit haben treiben laſſen, daß fie gegen ihre politiſche 
Ueberzeugung ſtimmten, iſt ein Beweis dafür, daß dieſelben auf einer höhe⸗ 
ren Stufe der politiſchen Bildung ſtehen, als der Redner. (Der Präſident 
unterbricht den Redner.) — Abg. Motty bittet um das Wort zu einer 
perſönlichen Bemerkung. Der Präſident verweigert es ihm Anfangs, da 
fein Name nicht genannt worden ſei, geſtattet es ihm aber in Folge feiner 
Erklärung, daß ſich aus feinen Worten ergeben werde, daß er Veranlaſſung 
dazu habe. Abg. Motty: Der Herr Minifterpräftvent hat uns den Vor⸗ 
wurf gemacht, daß wir die Vertreter der Adelspartei wären; ich proteſtire 
dagegen; wir ſind die Vertreter des ganzen Volkes. (Als Redner noch 
pas will, unterbricht ihn der Präſident mit der Bemerkung, daß es 
eine perſönliche Bemerkung ſei, und ſpricht zugleich ſein Bedauern darüber 


er weni 
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v. Hennig wendet ſich zunächſt gegen den Abg. v. Donimirski mit der 
Bemerkung, daß er „Nationalhaß“ überhaupt nicht kenne; gegen den Mi 
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Schaffrath, Heubner und Riedel (Sachſen) eine Erklärung eingegangen ſei, 


t beigefügt werden. — Abg. v. Binde (Hagen) proteſtirt dagegen, da 
Eng N gar nicht kenne. . 
Der Praſident erwidert, daß die Abgeordneten wohl das Recht hät⸗ 
ten, wenn eine namentliche Abſtimmung nicht ſtattfinde, ſolche Erklärungen 
abzugeben. — Der Praäſident ſchreitet zur Abſtimmung. Der Antrag des 
Abg. v. Bockum⸗Dolffs, die Worte „mit Lauenburg“ iu Art. 1 zu ſtreichen, 
wird mit großer Majorität abgelehnt. Desgleichen wind mit allen Stim⸗ 
men gegen die der beiden Antragfteller, der Polen und ſehr vereinzelter 
Abgeordneter, wie v. Mallinckrodt, abgelehnt der Antrag der Abgg. Ahl⸗ 
mann und Krüger, am Schluß des Art. 1 hinzuzufügen: „Zum Bundes» 
gebiet nicht gehörig ſind Diejenigen Diſtrikte des Herzogthums Schleswig, 
deren Bevöllerungen das Recht der freien Abſtimmung über ihre Zugebörig⸗ 
keit vertragsmäßig gewährt iſt.“ Ferner wird mit demſelben Verhältniß 
der Stimmen abgelehnt das Unter-Amendement der Abgg. Ahlmann und 
Krüger zu dem Antrage v. Carlowitz: „Obiger Verpflichtung ſind über⸗ 
hoben diejenigen Bundesglieder, die bereits über die Abtretung von Terri⸗ 
torien an auswärtige Souveräne vertragsmäßige Pflichten übernommen 
haben.“ Die Abſtimmung über den Antrag des Abg. v. Carlowitz ſelbſt 
(am Schluſſe des Art. 1. hinzuzufügen: „Sämmtliche Bundesglieder ver⸗ 
pflichten ſich gegenſeitig dahin, daß ſie eine etwaige freiwillige Abtretung 
ihrer, auf einem Bundesgebiete haftenden, Souveränitätsrechte ohne Zu⸗ 
— 21 Geſammtheit nur zu Gunſten eines Mitverbündeten vorneh⸗ 
men wollen“) iſt zweifelhaft. Es muß zur Zählung der Stimmen ge- 
ſchritten werden, welche ergiebt, daß der Antrag mit 145 gegen 113 Stim⸗ 
men abgelehnt iſt. (Die Velen ſtimmten gegen ihn). ? 

Schließlich wird Art. 1 des Berfaffangs-Entwurfe unverändert mit 
ſehr großer Majorität angenommen. (Dagegen die Polen, die Abgg. Ahl⸗ 
mann und Krüger.) ' 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung Dienſtag 10 Uhr. (Tages ⸗Ord⸗ 

nung: Abſchnitt II des Verfaſſungs⸗Entwurfs.) 

Hannover, 16. März. Vom General - Gouvernement ſt 
unterm 7. d. eine Verfügung erlaſſen, derzufolge höheren Orts be⸗ 
ſtimmt If, daß die Noten der hannoverſchen Bank, jowie das Pa- 
plergeld der Stadt Hannover vom 1. April d. J. an, bei den 
Staatskaſſen mit Ausnahme der Eijenbahn- , Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phenkaſſen, bei denen die Zulaſſung bis auf Weiteres geſtattet iſt, 
nicht mehr angenommen werden ſollen und daß, falls die Einlöſung 
erheblicher Beträge bei der hleſigen Bank in Frage kommen ſollte, 
dle letztere ſo zeitig als nur irgend möglich zu benachrichtigen iſt. 

Braunſchweig, 16. März. Berſchledene Blätter ſagen, 
der Geh. Rath Liebe fer um feiner Preußenfreundlichkeit willen aus 
dem Minifterium entlafjen worden, und bringen dies zuſammen mit 
dem Gerücht, daß dem Kronprinzen von Hannover die Erbfolge in 
Braunſchweig hätte geſichert werden ſollen, was aber an der „Hart⸗ 
näckigtelt des Königs Georg“ geſcheltert ſel. Zunächſt bleibt die 
Sache noch unklar. N i f 

Stuttgart, 16. März. Der „Elb. Ztg.“ wird aus Stutt- 
gart geſchrieben: Der würtembergiſche Miniſter des Innern, Herr 
v. Geßler, hielt bei dem Jeſtmahl zu Ehren des Königs⸗Geburts⸗ 
tags eine Rede, in welcher folgender Paſſus vorkam: „Ich gedenke 
der Nothwendigkeit, im Intereſſe des Geſammt⸗ Vaterlandes Opfer 
zu bringen, zu deren Hingabe der deutſche Sinn Sr. Mai. dis 
Könige bereit iſt, ſo welt es Deutſchlands Ehre und Beutſchlands 
Wohlfahrt erfordert.“ Noch unumwundener ſprach ſich bei der 
gleichen Gelegenheit der Oberbürgermelſter von Stuttgart, Herr 


Sid, aus, welcher, wie Herr v. Geßler vor feinen Bekannten, vor 
der Bürgerſchaft aüsſprach: „Würtemberg muß zwar einer höheren 
Ordnung ſich einfügen, dieſe Lehre des Teßten Sommers it un⸗ 
widerleglich; aber als würdiges Mitglied teilt es in dieſen Kreis.“ 
Hert Sid iſt zwar Gemeinde beamter, aber er iſt einer der Intimen 
aus der Umgebung des Könige und inſofern mit den Strömungen 
in den höchſten Kreiſen wohl bekannt. 


5 Ausland. 

Wien, 16. März. 5M. Frhr. v. Heß befindet ſich in der 
Beſſerung. Der Verlauf der Krankheit iſt jetzt ein günſtiger, der 
Kräftezuſtand befriedigend. 

— (Sp. Z.) Die Aufgabe, die ſich Herr v. Beuſt aufgeladen, 
iſt, wie wir das ſchon mehrfach dargethan haben, eine ungemein 
ſchwierige. Es geht uns darüber u. A. folgendes Schreiben zu: 
Die Stellung des Herrn v. Beuſt iſt leider eine ſehr ſchwierige 
geworden; mit Ausnahme des Erzherzogs Rainer, welcher das Ta- 
lent des Premlers zu ſchätzen weiß, hat Freiherr v. Beuſt alle Erz⸗ 
herzöge und den ganzen hohen Adel gegen ſich; man wirft ihm 
vor, daß er den Ungarn gegenüber zu weit gegangen jet und be⸗ 
greift nicht, daß Herr v. Beuſt nicht mehr dle Mittel beſaß, die 
losgelöſte Lavine aufzuhalten. Herr v. Beuſt ſucht zu retten, 
was noch zu retten iſt, er bemüht ſich, nicht ohne Erfolg, den Po- 
lenſchwindel in Galizien zu hemmen, die Deutſchen und Tſchechen 
in Böhmen zu verſöhnen und etwaigen Bewegungen zum Abfalle 
des öͤſterreichiſchen Serbien vorzubeugen. Zu dieſem Zweck arbeitet 
Hr. v. Beuſt an einer Verſtändigung mit Frankreich und Rußland. 
Gelingt die ſerbiſche Bewegung, ſo kann lelcht ein neues ſerbiſches 
Reich entſtehen, dem außer dem türkiſchen Serbien, Bosnien und 
der Herzegowina, auch öͤſterreichiſch Serbien, Raguſa und der ganze 
illyriſch⸗dalmatiſche Küſtenſtrich zufallen könnten. Um eine ſolche 
Kataſtrophe zu verhindern, iſt es nöthig, namentlich mit Rußland 
Verabredungen zu treffen, welche im Falle der Auflöſuntz des tür⸗ 
liſchen Reiches, die öſterreichiſchen Intereſſen in Bosnien und der 
Herzegowina ſicher ſtellen. 1 

Peſth, 16. März. Die Deputirtentafel hielt heute eine 
Sitzung, in welcher der Präſident über den Empfang der Land⸗ 
tagedeputatlon durch den König referirte und die Rede des Erz⸗ 
biſchofs Bartakovics und die Erwiderung Sr. Maj. verleſen wurde. 
Letztere wurde mit enthuſtaſtiſchen Eljens aufgenommen, beſonders 
155 e über die Integrität und Fonflitutionelle Freihelt des 
andes. 

Paris, 16. März. Von der für den heutigen Geburtstag 
des Kaiſerlichen Prinzen erwarteten Amneſtie für Preßvergehen ift 
im „Monſteur“ nichts zu leſen. — Herr Benedetti hatte vorgeſtern 
eine lange Konferenz beim Kaiſer. — Der neue Gouverneur von 
St. Cyr, General Gondrecourt, hatte vor einiger Zeit eine ſehr 
ſchroff-antiruſſiſche Rede beim Begräbniß eines polntiſchen Offiziers 
gehalten. Baron Bupberg nahm Gelegenheit, ih darüber beim 
Kaifer zu beſchweren und die Abſetzung des Generals zu verlan⸗ 
gen. Letzteres wurde freilich nicht zugeſtanden, aber der Kriegs ⸗ 
miniſter Niel erhielt den Auftrag, den Gouverneur der Militärſchule 
ſcharf zu tadeln. N f 
N Konftantinopel, 15. März. Ein Schreiben aus Me⸗ 
teltne vom 7. entwirft eine erſchütternde Schilderung von dem Un⸗ 
glück, welches die Inſel in Folge des an jenem Tage ſtattgefun⸗ 
denen Erdbebens getroffen hat. Die halbe Stadt liegt in Trüm⸗ 
mern; u. A. ſtürzten auch das Lazareth und die Gefängniſſe zu⸗ 
ſammen, und unter den Ruinen der letzteren wurden die meiſten 
Gefangenen begraben. Die Stöße dauerten mit immer größerer 
Heftigkeit fort und die Bewohner ſlüchteten an das Meeresufer. Aus 
dem Mittelpunkte der Inſel ſteigt dicker Rauch empor; es hat den 
Anſchein, als ob die ganze Inſel dem Untergange geweiht ſei. Auch 
in Smyrna fanden am 7. und 9. heftige Erderſchütterungen ſtatt, 
die in Magneſta, Adramiti, Alvall, den Dardanellen, Gallipolt und 
Konſtantinopel ebenfalls fühlbar waren. 

Konſtantinopel, 17. März. Muſtapha Fazyl Paſcha 
hat abermals an den Sultan ein Schreiben gerichtet, das ein förm⸗ 
liches Manifeft zu Gunſten der Einführung des konſtitutlonellen 
Syſtems in der Türkel if. Zugleich hat er einen von ihm aus. 
gearbeiteten Verfaſſungsentwurf im Namen der „Jungtürken“ ein⸗ 


gereicht. Beldes machte bel der Pforte große Senjation. 
Eren 


Pommern. 
Stettin, 19. März. Innerhalb der General- Direktlon 
der pommerſchen Landſchaft ſchweben, wie die „Oſtſ.-Ztg.“ berichtet, 
Verhandlungen wegen Bepfandbriefung des nichterltter⸗ 
ſchaftlichen Grundbeſitzes. Eine bereits im vorigen Jahre 
ernannte Kommiſſion aus Deputirten der vier Departements hat 
unter dem Vorſiz des Herrn v. Heyden⸗Cartlow eln Statut 
entworfen, wonach die jetzt beſtehende Landschaft (d. b. der Ver⸗ 
band der Rittergutsbeſitzer) mit ihrem angeſammelten Vermögen, 
ihren Beamten und ihrer auf langer Erfahrung beruhenden Sach⸗ 
kenntniß ein Inſtitut ins Leben rufen ſoll, welches den ländlichen 
nichtritterſchaftlichen Liegenſchaften einen unkündbaren, möglichſt 
wohlfellen Rralkredit ermöglichen wird. Dies neue Kreditinſtitut 
würde von dem alten (der jetzigen Landſchaft) jo lange zu leiten 
ſein, bis es einen eigenen Reſeivefonds von ½ Million ange⸗ 
ſammelt hat. Dann ſoll eine Generalverſammlung der Betheilig⸗ 
ten entſcheiden, ob es ferner im Anſchluß an die alte Landſchaft 


kann. — Die General- Direktion hat, wie verlautet, dieſen Ent⸗ 
wurf im großen Ganzen gut geheißen, und wird ihn im Laufe des 
Sommers einem General-Landtage vorlegen. 

| — In der vorgeſtrigen Verſammlung des, wie neulich be⸗ 
richtet, niedergeſetzten provſſoriſchen Comités in der Pariſer Aus- 
ſtellungs angelegenheit wurde beſchloſſen, an Männer der 
verſchiedenſten Berufsklaſſen unſerer Stadt das Erſuchen zu richten, 
ſich der Förderung des beabſichtigten Unternehmens zu unterziehen. 
Aus der Zahl jener demnächſt zu einer Verſammlung zuſammen⸗ 
tretenden Männer ſoll dann auch definitiv ein 0 
werden, in deſſen Hände die ganze fernere Leltung der Sache ge⸗ 
legt wird, 

— Die unverebelichte Gr., welche erſt kürzlich an zwel binter⸗ 
einander folgenden Tagen in einem und demſelben Haufe Kleider- 
diebſtähle verübte, nahm geftern wiederum in der Wohnung einer 


ſtaßls wahr, der indeſſen ſoſort, entdek. wurde. Auf dle Vor- 
haltung des Revler⸗Kommiſſarius und deſſen Frage: ob fie denn 


bel ihr die Neigung zu Diebftählen beruhe, „es müſſe auf dieselbe 
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ſich fortentwickeln, oder fortan auf eigenen Füßen ſtehen will und | 
höher 


mité gebildet 


Geſindevermetherin die Gelegenheit zur Ausführung eines Dieb- | 


das Stehlen gar nicht unterlaffen könne, verſicherte die Diebin 
unter einem Strom von Thränen, daß fie auch nicht wiſſe, worin 


wohl der Mondwechſel von Einfluß fein". Letzteren Einwand 
dürfte der Straftichter wohl ſchwerlich als ſtichhaltige Entſchuldigung 


gelten laſſen. N 
Konzert. 
Das erſte der von Herrn Bilſe veranſtalteten Konzerte fand ö 
am geſtrigen Abend im Saale des Schützenhauſes ſtatt. Die RA 
pelle des Herrn Bilſe, die weit über die Grenzen ihrer ſchleſiſchen 
Heimath hinaus ſich eines bedeutenden Rufes erfreut, legte au 
diesmal ein glänzendes Zeugniß ab für die treffliche Leitung, unte 
der ſie ſteht. Sämmtliche Nummern des reichhaltigen Programme 
wurden mit einer verzüglichen Präciſton ausgeführt, und heben 
unter denjenigen Piecen, welche namentlich durch die ſubtile Br 
handlung des piano und decrescendo bel einer ſo zahlreichen 
Kapelle beſondere Bewunderung erregten, die Varkatlonen aus den 
A-dur-Quartett von Beethoven und die Träumerelen aus den Kin, 
derſcenen von Schumann hervor, welche letztere ebenſo wie 
originelle und allgemeine Heſterkeit erregende Perpetuum mob 6 
von Strauß da capo gegeben wurden. Die Meditation über Bach“ 
erſtes Präludium von Gounod fand trotz des trefflichen Bortrag! 
in Folge ihres etwas fragmentariſchen Charakters eine minder br 
geifterte Aufnahme, als das ſchöne Thema erwarten ließ. — Dei 
Beſuch des Konzertes war ein fo. zahlreicher, daß der große Sal 
allein die Menge der Zuhörer nicht faßte. 


Vermiſchtes. 19 
Danzig, 16. März. Der ſchon erwähnte Raubmordprof 
gegen Mathe, Embacher und 21 Genoſſen iſt geſtern Abend 
Schluſſe gekommen. Es wurden (nach einſtündiger Berathung der 
Geſchworenen) vom Gerichtshof die Angeklagten Mathe und Schl 
binowekt (von denen der eine bel dem Raube in Gr.⸗Walpdorf be 
Danzig, der andere bei dem Raube in Seefeld kei Berlin einen 
Mord verübt) zum Tode verurthellt; ferner wurden die Angeklaß 
ten Embacher, Porczeng, Llſakowski, Schmude, Schablewski und 
Hein zu lebenslänglichem Zuchthaus, die Angeklagten Klatt, Zi 
men, Prohl und Lengenfeld zu je 15 Jahren und 10 Jahr Po“ 
ligel⸗Aufſicht, der Dupkl zu 2 Jahren, die Frau Görtz zu 2 Jab 
ren, der Bär Auerbach zu 3 Jahren, der Angeklagte Karnow 
zu 6 Jahren und der Glowinskt zu 2½ Jahren Zuchthaus, e“ 
andere mit geringeren Gefängnißſtrafen belegt, während nur einen 
der Angeklagten, der Handelsmann Abraham Schwarze, freigeſpro“ 
chen und ſofo nt der Haft entlaſſen wurde. Zu den von der Au 
klage berührten 12 Verbrechen gehörte auch der bei dem Predigt 
Hartig in Karwin bei Köslin ausgeführte Raub. (In Brem 
find ſoeben auch drei Verbrecher aus Danzig verurtheilt worden,) 
— Die italieniſchen Journale 4 von einer intereſſantel 
Erfindung eines talentvollen und ſehr unterrichteten jungen Man 
nes, Namens Fellce Vaglia, welche in der Schifffahrt eine beden 
tende Revolution hervorrufen wird. Nach einem neuen Epfiemt 
ſoll die Verwerthung des Windes eine große Erfparniß von Segel 
zulaſſen und jet Air „contraite als ſo benutzt werden können, 
daß das Schiff mit derſelben Geſchwindigk ie. be 25 
Winde 1 ten 22 12 \ — Bu ut 
Viehmärkte. 

Berlin. Am 18. März c. wurden an Schlachtoieh auf hieſt 
Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1863 Stück. e nach dem Auslande waren 
nur ſehr ſchwach vertreten, weshalb ſich die Durchſchnittspreiſe genen 
als vorige Woche ſtellten, Prima⸗Qualität konnte nur 16 Thlr., el 17 
bis 14 Thlr., ordinäre 8 — 10 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht erzielen. 

An Schweinen 2931 Stück, welche zwar bei lebhaftem Verkehr doch 
nur zu mittelmäßigen Preiſen ihre Abnehmer fanden, fette feine Kernwaar 
wurde vorzugsweiſe gekauft und mit 16—17 Thlr. pro 100 Pfd. Fleisch 
gewicht bezahlt, Export⸗Geſchäfte fanden nicht ſtatt. „ 

An Schafbieh 2905 Stück, welche ſelbſt zu gedrückten Preiſen nicht 
aufgeräumt werden konnten, und ſtellten ſich die Preiſe für beſte Waare 15 
Prozent niedriger als vorige Woche. 

An Kälbern 1036 Stück, wofür ſich die Preiſe ebenfalls nur mittel 


mäßig geſtalten. \ 
Schiffsberichte. ‘ 
Swinemünde, 18. März, Nachmittags. Angekommene si, 
Im Anſegeln: Robinſons, Robinſon von Sunderland. Wind. SO. N 
vier 14 F. Strom ausgehend. i ö 1 
Viel Treibeis herunterkommend. Abgegangen nach dort 101 Uhr 
Ariel, Erndte, welche vom ſoeben eingetroffenen Staffa im Haff geſehen. 
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gen 


Börſen⸗Berichte, 
Stettin, 19. März. Witterung: ſtürmiſch, trübe. 
— 3 . Nachts — 6 R. Wind: NO. 

Weizen anfangs höher, schließt niedriger, loco pr. 85pfd. gelder und 
weißbunter 83—89 bez., geringer 72—82 bez., 83—85pfd. gelber 
Frübjahr 867, 86 Ag bez. u. Br., Mal-Junf 85% % Br, Junt- Jul 
u. Septbr.⸗Oktober 81 % Br. i 6 

Roggen etwas höher, ſchließt matter, pr. 2000 Pfd. loco 8856 % 
S bez., Frühjahr 53½, % Rp bez. u. Br., Mai⸗Juni 53% 94 bez u. 
Br., Juni⸗Juli 54 9% bez., 53% , Br. 

Gerſte ſchleſiſche loco pr. 70pfb. 47—48 Ag bez, 69 —Lopfd. Früh 


Br. 
Fate: loco pr. 50pfd. 29½—30 bez., 47--50pfb. Frühjahr 
v 


31, Br. 
Erbſen loco 53—54½ bez., Futter⸗ Frühjahr 541 „ Br. 
Br., April⸗Mai 11½ . bez. u. Br. 


Rüb öl fill, loco 11%a 
Br. 
16% bez., Frühlahr 16%3 
r , We, Da Sen 16% 


Temperalut; 


5400 


60. 
Rapps pr. April —, pr. Oktober 15 
Nüböl pr. Mat 37, ſpr. Oktober⸗Dezember 39. 14 


